
Anlage 1

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB
vom 13.01.2016 bis 19.02.2016

1

Universitätsstadt Gießen

Bebauungsplan Nr. GI 03/09

„Am Alten Flughafen II“

Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung
der Öffentlichkeit und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB,
der Offenlegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2
BauGB sowie der erneuten eingeschränkten Beteiligung der von der
Änderung berührten Öffenltichkeit und betroffenen Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen.

Gießen, den 09.11.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher
der Abwägung unterliegen:
keine

Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten, und daher
keiner Abwägung unterliegen:
keine

Stellungnahmen ohne abwägungspflichige Anregungen und Hinweise:
keine

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. §
4 Abs. 1 BauGB vom 13.1.2016 bis 19.02.2016

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher
der Abwägung unterliegen:
Regierungspräsidium Gießen, Immissionsschutz (19.02.2016)

Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten oder durch die
Entwurfsoffenlage und erneute eingeschränkte Beteiligung gegen-
standslos geworden sind und daher keiner Abwägung unterliegen:
MWB (24.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (10.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand‐ und Bevölkerungsschutz (16.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (22.02.2016)
Deutsche Telekom GmbH (18.02.2016)
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Offenlegung gem § 3 Abs. 2 BauGB vom 18.04.2017 bis 17.05.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der
Abwägung unterliegen:
VCD (13.05.2017)

Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten und daher keiner
Abwägung unterliegen:
keine

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
keine

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. §
4 Abs. 2 BauGB vom 18.04.2017 bis 17.05.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der
Abwägung unterliegen:
Regierungspräsidium Gießen (12.05.2017)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (19.05.2017)
Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (15.05.2017)

Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten oder durch die
erneute eingeschränkte Beteiligung gegenstandslos geworden sind und
daher keiner Abwägung unterliegen:
Universitätsstadt Gießen, Vermessungsamt (24.04.2017)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand‐ und Bevölkerungsschutz (15.05.2017)
MWB (18.05.2017)
Hessen Mobil (12.05.2017)

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
Industrie‐ und Handelskammer Gießen‐Friedberg (16.02.2016)
RMV (15.02.2016)
Polizeipräsidium Mittelhessen, Verkehrssicherheit (11.02.2016) Polizeipräsidium
Mittelhessen, Prävention (10.02.2016) Schutzgemeinschaft Deutscher Wald
(19.02.2016)
Universitätsstadt Gießen Liegenschaftsamt (15.01.2016) Tennet GmbH
(19.01.2016)
Pledoc GmbH (20.01.2016)
Gemeinde Buseck (21.01.2016)
Amt für Bodenmanagement Marburg (25.01.2016)
Landkreis Gießen, Lebensmittelüberwachung (22.01.2016)
Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen (02.02.2016)
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (02.02.2016)
Avacon AG (03.02.2016)
Lahn Dill Kreis, Abt. ländlicher Raum (05.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Behindertenbeauftragter (08.02.2016)
Stadt Wetzlar (17.02.2016)
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
(18.02.2016)
EnergienetzMitte(10.03.2016)
Universitätsstadt Gießen, Stadtreinigungs‐ und Fuhramt (02.02.2016)
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Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
Amt für Bodenmanagement Marburg (09.05.2017)
Deutsche Bahn AG (10.05.2017)
Dt. Telekom (17.05.2017)
IHK (17.05.2017)
Handwerkskammer (11.04.2017)
LBIH (11.05.2017)
LK Gießen, Untere Wasserbehörde (16.05.2017)
Lahn‐Dill‐Kreis, Abt. ländl. Raum (06.04.2017)
EnergieNetz Mitte (27.04.2017)
Tennet (24.04.2017)
ZMW (26.04.2017)
hessenArchäologie (25.04.2017)
RP Kassel, Luftfahrt (24.04.2017)
Universitätsstadt Gießen, Liegenschaftsamt (20.04.2017)
Stadt Wetzlar (19.04.2017)
RMV (20.04.2017)
Ericsson Services GmbH (11.04.2017)
Pledoc (20.04.2017)
Gemeinde Buseck (18.04.2017)
Polizeipräsidium Mittelhessen Verkehrssicherheit (10.05.2017)
Universitätsstadt Gießen, Stadtreinigungs‐ und Fuhramt (25.04.2017)

Eingeschränkte erneute Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB vom
26.09.2017 -13.10.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der
Abwägung unterliegen:
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt‐ und Natur (12.10.2017)
Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (02.10.2017)
VCD (13.10.2017)

Stellungnahme, die berücksichtigt werden konnten und daher keiner
Abwägung unterliegen:
Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand‐ und Bevölkerungsschutz (30.09.2017)
MWB (29.09.2017)

Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
keine
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vom: 13.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: VCD

1.

2.

3.

Zu 1:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 2:
Der Anregung zur Aufnahme weitergehender Vermaßungen zur Breite der festge-
setzten Verkehrsflächen wird entsprochen.

Zu 3:
Den Anregungen wird nicht entsprochen und an der Festsetzung einer privaten
Grünfläche festgehalten.
Das durch das Landschaftsarchitekturbüro erarbeitete Grünkonzept zur geplanten
Baugebietsentwicklung legt den Fokus auf den privaten Quartiersplatz des Wohn‐
bauprojektes „Am Alten Flughafen“. Die Zuwegung in den öffentlichen Park süd‐
lich des Krebsbaches wird dabei von Norden nach Süden entwickelt und folgt
dabei dem Charakter von privat zu öffentlich. Die geplante Bebauung im Misch‐
gebiet Nr. 6 bildet mit den beiden Gebäudekörpern nördlich der Straßenparzelle
sowie dem leicht herausstehenden Tiefgaragengeschosses den räumlichen und
optischen Abschluss des Quartiersplatzes nach Norden hin. Der Bereich
zwischen den beiden Wohngebäuden wird in die Grünkonzeption integriert und
bildet damit die nördliche und zugleich privateste Fläche, vor und auf dem Tief‐
garagendach, aus. Der vorgesehene Quartiersplatz wird daher als private
Grünfläche festgesetzt und nimmt Bezug auf die südlich des Plangebietes
gelegene öffentliche Parkanlage im Bereich des Krebsbaches. Die somit entste‐
hende Freifläche innerhalb der geplanten Bebauung wird mit der Parkanlage
über Wegeverbindungen verknüpft. Durch die Festsetzung wird somit auch aus
Gründen der Verkehrssicherheit und der Unterhaltungspflichten klargestellt, dass
der geplante Quartiersplatz als private Fläche im Wesentlichen den künftigen
Anwohnern zum wohnungsnahen Aufenthalt zugeordnet wird. Der Öffentlichkeit
stehen hingegen insbesondere die weiträumigen Freiflächen im Bereich der
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vom: 13.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: VCD

3.

noch zu 3:
geplanten Parkanlage entlang des Krebsbaches zum Aufenthalt und zur Naherho‐
lung zur Verfügung. Im Übrigen wird der öffentliche Zugang (in eingeschränktem
Umfang) in einem Städtebaulichen Vertrag geregelt.
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vom: 13.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: VCD

4.

5.

6.

Zu 4:
Die Anregung und der Hinweis werden zur Kenntnis genommen und an die
zuständige Straßenverkehrsbehörde weiter geleitet. Angesprochen ist jedoch die
spätere Verkehrsregelung, die grundsätzlich unabhängig von der konkreten
Festsetzung im Bebauungsplan erfolgt.
Demnach ist eine Freigabe für den Radverkehr planungsrechtlich nicht ausge‐
schlossen. Auf Ebene der Bauleitplanung besteht daher kein weiterer
Handlungsbedarf.

Zu 5 und 6:
Den Anregungen zur Festsetzung weiterer Flächen, die mit einem Gehrecht zu
belasten sind, wird jedoch nicht entsprochen, da die im Bebauungsplan bereits
festgesetzten Verkehrsflächen auch für die Schaffung entsprechender Verbin-
dungen für Fußgänger bereits als ausreichend erachtet werden.

Zu 7:
Der Anregungen zur Festlegung weiterer Zufahrten zu den geplanten Tiefgaragen
im Bebauungsplan wird entsprochen.

7.
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vom: 13.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: VCD

Zu 1:

Die Anregung kann grundsätzlich nicht umgesetzt werden, da die entsprechenden
digitalen Planunterlagen seitens der Stadt Gießen auch künftig weiterhin mit
einem Schreibschutz versehen werden müssen, sodass mögliche Manipulationen
sowie auch ein sonstiges Weiterverwenden der Unterlagen unterbunden werden.

Zu 2:

Der Anregung zur Festsetzung einer Verkehrsfläche mit der besonderen

Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ wurde zum 2. Entwurf

des Bebauungsplanes entsprochen.

Darüber hinaus wurden auch die geplanten Straßenquerschnitte bzw. die Breite
der festgesetzten Verkehrsflächen zum 2. Entwurf des Bebauungsplanes nach
Abstimmung mit den zuständigen Fachämtern der Stadt Gießen entsprechend
angepasst und vereinheitlicht.

Zu 3:

Den Anregungen wird nicht entsprochen und an der Festsetzung einer

privaten Grünfläche festgehalten.

Das durch das Landschaftsarchitekturbüro erarbeitete Grünkonzept zur geplanten
Baugebietsentwicklung legt den Fokus auf den privaten Quartiersplatz des Wohn‐
bauprojektes „Am Alten Flughafen“. Die Zuwegung in den öffentlichen Park süd‐
lich des Krebsbaches wird dabei von Norden nach Süden entwickelt und folgt
dabei dem Charakter von privat zu öffentlich. Die geplante Bebauung im Misch‐
gebiet Nr. 6 bildet mit den beiden Gebäudekörpern nördlich der Straßenparzelle
sowie dem leicht herausstehenden Tiefgaragengeschosses den räumlichen und
optischen Abschluss des Quartiersplatzes nach Norden hin. Der Bereich zwischen
den beiden Wohngebäuden wird in die Grünkonzeption integriert und bildet da‐
mit die nördliche und zugleich privateste Fläche, vor und auf dem Tiefgaragen‐
dach, aus. Der vorgesehene Quartiersplatz wird daher als private Grünfläche

1.

2.

3.
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vom: 13.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: VCD

noch zu 3:

festgesetzt und nimmt Bezug auf die südlich des Plangebietes gelegene öffentliche
Parkanlage im Bereich des Krebsbaches. Die somit entstehende Freifläche inner‐
halb der geplanten Bebauung wird mit der Parkanlage über Wegeverbindungen
verknüpft. Durch die Festsetzung wird somit auch aus Gründen der Verkehrs‐
sicherheit und der Unterhaltungspflichten klargestellt, dass der geplante Quar‐
tiersplatz als private Fläche im Wesentlichen den künftigen Anwohnern zum
wohnungsnahen Aufenthalt zugeordnet wird. Der Öffentlichkeit stehen hingegen
insbesondere die weiträumigen Freiflächen im Bereich der geplanten Parkanlage
entlang des Krebsbaches zum Aufenthalt und zur Naherholung zur Verfügung.

3.
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vom: 13.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: VCD

4.

5.

6.

7.

Zu 4:
Der Anregung zur Festsetzung von entsprechenden Verkehrsflächen mit einer
besonderen Zweckbestimmung wurde zum 2. Entwurf des Bebauungsplanes ent-
sprochen, sodass die vorgesehene Wegeverbindung planungsrechtlich gesichert
wird.
Zudem wurde das dem Bebauungsplan zugrundeliegende Entwurfskonzept auch
in diesem Bereich angepasst.

Zu 5 und 6:
Den Anregungen zur Festsetzung weiterer Flächen, die mit einem Gehrecht zu
belasten sind, wird nicht entsprochen, da die im Bebauungsplan bereits festge-
setzten Verkehrsflächen auch für die Schaffung entsprechender Verbindungen für
Fußgänger bereits als ausreichend erachtet werden.

Zu 7:
Der Anregung zur Anpassung der Verkehrsflächen und geplanten Tiefgaragen-
zufahrten wird teilweise entsprochen, zumal die geplanten Straßenquerschnitte
bzw. die Breite der festgesetzten Verkehrsflächen zum 2. Entwurf des Bebauungs-
planes nach Abstimmung mit den zuständigen Fachämtern der Stadt Gießen
ohnehin entsprechend angepasst und vereinheitlicht wurden.
Die Straßenbreiten der Hauptachse im Wohngebiet wurden in Abstimmung mit
dem Tiefbauamt sowie der Brandschutzdienststelle der Stadt Gießen auf eine
Breite von 7,0 m angepasst. So kann der komplette Straßenraum als Feuerwehr‐
bewegungsfläche dienen. Ergänzend wurden im Bereich der 6,0 m breiten
Quartiererschließung Buchten als Feuerwehrbewegungsflächen ausgebildet. Die
unterirdischen Pkw‐Stellplätze im Mischgebiet Nr. 6 werden über die bereits ge‐
plante nördliche Einfahrt im Mischgebiet Nr. 5 von der Straße Stolzenmorgen
mit angebunden. Die Tiefgaragenzufahrt im östlichen Teil des Mischgebietes Nr.
2 erhielt eine neue Position und wurde an die Hauptachse des Wohnquartieres
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vom: 13.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: VCD

7.

noch zu 7:
verlegt, sodass vor dem Gebäude ebenerdige Pkw‐Stellplätze für Besucher und
Bewohner realisiert werden können.
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vom: 12.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

1.

2.

3.

Zu 1:
Die grundsätzliche Zustimmung der oberen Landesplanungsbehörde zur vorlie-
genden Planung wird zur Kenntnis genommen.

Zu 2:
Die Hinweise auf die teilräumliche Lage des Plangebietes innerhalb der Wasser-
schutzgebietszone IIIB sowie auf die entsprechende Schutzgebietsverordnung
werden zur Kenntnis genommen, betreffen jedoch Teilflächen des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes Nr. 03/09 „Am Alten Flughafen I“ und nicht den
Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes

Zu 3:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Auf Ebene der Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungs‐
bedarf, da im Rahmen der angesprochenen Stellungnahme nur allgemeine Hin‐
weise abgegeben wurden.
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vom: 12.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

4.

Zu 4:
Die Hinweise zur Lage des Plangebietes im Bereich eines Altstandortes mit der
Erfassung als Altlastenverdachtsfläche und auf die Beteiligung des Dezernates
41.4 bei Bauantragsverfahren sowie auf die Berücksichtigung von Bodenschutz-
belangen werden in die Hinweise und Kennzeichnungen bzw. die Planbegrün-
dung übernommen.
Da bereits entsprechende Hinweise zur Lage des Plangebietes im Bereich eines
Altstandortes in die Planunterlagen zum Bebauungsplan aufgenommen wurden,
besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf. Der
Umweltbericht wird um weitergehende Aussagen zum vorsorgenden Bodenschutz
redaktionell ergänzt.
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vom: 12.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

8.

5.

6.

7.

Zu 5:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an die Bauherrschaft weiter-
geleitet.

Zu 6:
Die Hinweise zur Verkehrslärmbelastung und zu den Vorgaben der einschlägigen
lärmtechnischen Regelwerke werden zur Kenntnis genommen, der Anregung zur
Aufnahme von Vorgaben zur Ausrichtung von schutzbedürftigen Räumen wird
jedoch nicht entsprochen.
Der erforderliche Schallschutz wird im Mischgebiet über passive Schall‐
schutzmaßnahmen an den Gebäuden, die schutzbedürftige Räume umfassen,
gewährleistet. Als Grundlage hierfür wurden im Rahmen des zum Entwurf des
Bebauungsplanes erstellten Immissionsgutachtens die entsprechenden Lärmpegel‐
bereiche ermittelt, wodurch sich die jeweils erforderliche Schalldämmung ergibt.
Im Bereich der neuen Wohnbebauung im Mischgebiet betreffen die Über‐
schreitungen der Grenzwerte den Bereich im Norden entlang der Planstraße. In
diesem Bereich (Immissionspunkt 5) ergibt sich nach DIN 4109 der Lärm‐
pegelbereich IV. In allen übrigen Bereichen der Wohnbebauung (Immissionsorte
1, 2, 4, 5) ergibt sich höchstens der Lärmpegelbereich III. Im Mischgebiet sind
daher bei Neu‐, Um‐ und Erweiterungsbauten aufgrund der Verkehrslärm‐
immissionen für Räume, die dem nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von
Personen dienen, bauliche Vorkehrungen zur Lärmminderung zu treffen. Zum
Schutz der Aufenthaltsräume gegen Außenlärm ist nachzuweisen, dass die
Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile gemäß Ziffer 5 und
Tabelle 8 und 9 der DIN 4109 („Schallschutz im Hochbau ‐ Anforderungen und
Nachweise“, Ausgabe 1989) erfüllt werden. Für Schlafräume in den
Lärmpegelbereichen IV und V ist die Verwendung schallgedämmter Lüftungs‐
elemente in der Fassade bzw. an der Fensterkonstruktion erforderlich oder es ist
alternativ eine zentrale Lüftungseinrichtung vorzusehen.
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vom: 12.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

8.

7.

Zu 7 bis 10:
Die Hinweise zum Schallimmissionsgutachten und zur immissionsschutzrechtlichen
Bewertung der Geräuschentwicklungen aus dem gewerblichen Anlagenlärm
anhand der Vorgaben der einschlägigen lärmtechnischen Regelwerke werden zur
Kenntnis genommen.
Für den Bebauungsplan "Am Alten Flughafen II" wird daraus kein
Handlungsbedarf auf der Ebene der Bauleitplanung erkannt. Im Zuge der
Vorbereitung des Bebauungsplanes für das AFES‐Gelände wird allerdings gerade
geprüft, ob und in welcher Form die Festsetzung von Emissionskontin‐genten zur
verträglichen Ausweisung von Industrie‐ und weiteren Gewerbegebieten
erforderlich wird.
Nach den vorgebrachten Hinweisen wären für alle Industrie‐ und Gewerbege‐
bietsflächen zur Tag‐ und Nachtzeit jeweils gleich hohe Werte entsprechend der
DIN 18005 anzusetzen. Wenn diese Werte zur Tag‐ und Nachtzeit als
Grundlage der Berechnung herangezogen werden, ergibt sich im vorliegenden
Fall zwangsläufig ein Abstand vom Rand des Industriegebietes mit einer Fläche
von rd. 220.000 qm zum nächstliegenden Rand eines Gewerbegebietes mit
möglicher privilegierter Wohnnutzung von über 400 m und zum Rand eines
Mischgebietes von über 700 m. Sowohl in Gewerbegebieten, wie auch in Misch‐
gebieten mit entsprechender schutzwürdiger Nutzung zur Nachtzeit (Wohnen)
gelten gemäß TA Lärm nachts um 15 dB niedrigere Immissionsrichtwerte als tags.
Daraus ergibt sich, dass beim direkten Aneinandergrenzen zweier Gebietskate‐
gorien, Industriegebiet an Gewerbegebiet sowie Gewerbegebiet an Mischgebiet,
die Emissionskontingente zur Nachtzeit entsprechend niedriger liegen müssen.
Anderenfalls wären zwischen den Gebieten jeweils größere Abstände ohne
Nutzung zwingend erforderlich (siehe Tabelle 2 der DIN 18005). Dies
widerspricht den tatsächlichen Gegebenheiten des Plangebietes. Daher wurden
in der Berechnung zum Gutachten immissionswirksame flächenbezogene
Schalleistungspegel (Emissionskontingente) angesetzt, die genau die jeweils
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vom: 12.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

10.

9.

noch 7 bis 10:
angrenzenden Gebietsausweisungen berücksichtigen.
Eine Kontingentierung eines nördlich des Plangebiets „Am alten Flughafen II“
liegenden zukünftigen Industriegebietes kann bei der Aufstellung eines neuen
Bebauungsplanes hierfür im Gegensatz zum Gewerbegebiet umliegend zum
vorliegenden Plangebiet gegebenenfalls sinnvoll sein, da die zukünftige Nutzung
der AAFES‐Flächen derzeit nicht feststeht. Mit Hilfe der Kontingentierung können
für Teilflächen eines möglichen Industriegebietes entsprechende Teilimmissions‐
richtwerte ermittelt werden, die von einem sich hier ansiedelnden neuen Betrieb in
der Umgebung einzuhalten sind. Für das Gewerbegebiet umliegend zum
vorliegenden Plangebiet wurden die Geräuschimmissionen der absehbaren
Nutzungen gemäß TA Lärm berechnet und bewertet. Hieraus ergibt sich in der
Summe aller Nutzungen die sichere Einhaltung der Immissionsrichtwerte.
Ungenutzte Flächen sind kaum vorhanden. Daher ist eine Kontingentierung des
umliegenden Gewerbegebietes nicht zwingend erforderlich.

Unabhängig von einer Kontingentierung gelten immer die Immissionsrichtwerte
der TA Lärm für alle gewerblichen Nutzungen gemeinsam, d.h. die Vorbelastung
anderer Betriebe ist bei der Planung einer Neuansiedlung zu berücksichtigen.
Dies erfolgt entweder indem die einzelnen Geräuschquellen der Nachbarbetriebe
in einer Schallimmissionsprognose mitberücksichtigt werden oder indem der in
der Umgebung geltende Immissionsrichtwert durch die Geräusche des geplanten
Betriebes i.d.R. um mindestens 6 dB unterschritten wird (Irrelevanzkriterium).
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vom: 12.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen11.

12.

13.

14.

15.

Zu 11 bis 14:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Auf Ebene der Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungs‐
bedarf.

Zu 15:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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vom: 12.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen
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vom: 19.02.2016

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

(...)
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vom: 19.02.2016

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

1.

2.

3.

4.

5.

6.

Zu 1:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung wurde entsprochen
und zum Entwurf des Bebauungsplanes ein entsprechendes Immissionsgutachten
erstellt.

Zu 2 bis 4:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Auf die oben genannten Ausfüh-
rungen wird verwiesen.

Zu 5:
Der Anregung zur Aufnahme von Vorgaben zur Ausrichtung von schutzbe-
dürftigen Räumen wird nicht entsprochen. Der erforderliche Schallschutz wird in
den Mischgebieten über passive Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden, die
schutzbedürftige Räume umfassen, gewährleistet.
Als Grundlage hierfür wurden im Rahmen des zum Entwurf des Bebauungsplanes
erstellten Immissionsgutachtens die entsprechenden Lärmpegelbereiche ermittelt,
in Abhängigkeit derer sich die jeweils erforderliche Schalldämmung ergibt.
Die Prognoseberechnungen des zu erwartenden Verkehrsaufkommens führen an
den Baugrenzen des Mischgebietes bzw. den hier im Bestand vorhandenen Ge‐
bäuden zur Tag‐ und Nachtzeit teilweise zu Überschreitungen der Immissions‐
grenzwerte der 16. BImSchV von 64/54 dB(A) für Mischgebiet. Die höchsten
Werte der Beurteilungspegel ergeben sich im Bereich der Rödgener Straße und
hier insbesondere an den mit Lichtsignalanlagen versehenen Einmündungen. Im
Bereich der neuen Wohnbebauung im Mischgebiet betreffen die Überschrei‐
tungen der Grenzwerte den Bereich im Norden entlang der Planstraße. In diesem
Bereich (Immissionspunkt 5) ergibt sich nach DIN 4109 der Lärmpegelbereich IV.
In allen übrigen Bereichen der Wohnbebauung (Immissionspunkte 1, 2, 4, 5)
ergibt sich höchstens der Lärmpegelbereich III. Für das an der Einmündung der
Planstraße C in die Rödgener Straße geplante neue Bürogebäude (Immissions‐
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vom: 19.02.2016

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

5.

6.

noch zu 5:
punkt 3) ergibt sich auf den der Kreuzung zugewandten Gebäudeseiten
der Lärmpegelbereich V. Der Lärmpegelbereich V ergibt sich auch an der Bau‐
grenze im Bereich der Einmündung der Rudolf‐Diesel‐Straße in die Rödgener
Straße (Immissionspunkt 7).
In den Mischgebieten sind daher bei Neu‐, Um‐ und Erweiterungsbauten aufgrund
der Verkehrslärmimmissionen für Räume, die dem nicht nur vorübergehenden
Aufenthalt von Personen dienen, bauliche Vorkehrungen zur Lärmminderung zu
treffen. Zum Schutz der Aufenthaltsräume gegen Außenlärm ist nachzuweisen,
dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile gemäß
Ziffer 5 und Tabelle 8 und 9 der DIN 4109 („Schallschutz im Hochbau ‐ Anfor‐
derungen und Nachweise“, Ausgabe 1989) erfüllt werden. Für Schlafräume in
den Lärmpegelbereichen IV und V ist die Verwendung schallgedämmter
Lüftungselemente in der Fassade bzw. an der Fensterkonstruktion erforderlich oder
es ist alternativ eine zentrale Lüftungseinrichtung vorzusehen.

Zu 6:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Als Ergebnis des zum Entwurf des
Bebauungsplanes erstellten Immissionsgutachtens wird jedoch keine Emissions-
kontingentierung der Gewerbegebietsflächen im Plangebiet "Am Alten Flughafen
II" erforderlich.
Die Festsetzung von Emissionskontingenten wird derzeit jedoch für den
Bebauungsplan zum AFES‐Gelände geprüft. Durch die im Plangebiet bereits
ansässigen Gewerbebetriebe und sonstige Nutzungen bzw. bauplanungsrechtlich
künftig zulässigen Vorhaben entstehen Lärmemissionen in unterschiedlichem
Umfang, die im Hinblick auf eine sachgerechte Konfliktbewältigung im
Bauleitplanverfahren im Zuge der Erarbeitung des Bebauungsplan‐Entwurfs durch
ein Büro für Schallschutz gutachtlich ermittelt und sowohl im Hinblick auf die
geplanten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung als auch bezüglich der
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vom: 19.02.2016

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

6.

noch zu 6:
schutzbedürftigen Nutzungen aus Sicht des Immissionsschutzes eingeschätzt
wurden. Die Ergebnisse des Immissionsgutachtens beziehen sich auf den
Gesamtbereich des ehemaligen US‐Depots einschließlich der AAFES‐Flächen, die
zum Teil und gemäß des Planvorentwurfes als Industriegebiet berücksichtigt
wurden sowie der im weiteren Umfeld vorhandenen gewerblich‐industriellen
Nutzungen, die als Vorbelastung in die Betrachtung eingestellt wurden. Zur
Beurteilung der grundsätzlich möglichen Geräuscheinwirkungen auf die im
Plangebiet vorgesehene und die in der Umgebung bestehende Wohnbebauung
wurden den als Gewerbe‐ und Industriegebieten vorgesehenen Flächen innerhalb
des Plangebietes sowie im Bereich der AAFES‐Flächen, den ausgewiesenen
Gewerbeflächen in der Umgebung sowie weiteren vorrangig gewerblich
genutzten Flächen sog. flächenbezogene Schalleistungspegel zugeordnet. Der
Ansatz flächenbezogener Schalleistungspegel dient dazu, die Schallpegel‐
verteilung in der Umgebung der Gewerbe‐ und Industriegebiete unabhängig von
den derzeit tatsächlich gegebenen Nutzungen darzustellen. Im Ergebnis der
schalltechnischen Berechnungen auf der Grundlage der nach DIN 18005
anzusetzenden flächenbezogenen Schalleistungspegel für die Gewerbe‐ und
Industriegebietsflächen ergibt sich in allen Bereichen des Mischgebietes im
Plangebiet sowie in den außerhalb liegenden Bereichen mit Wohnbebauung die
sichere Einhaltung der Orientierungswerte nach Beiblatt 1 zu DIN 18005, Teil 1.
Die Orientierungswerte werden an allen Immissionsorten unterschritten. Eine
Emissionskontingentierung der Gewerbeflächen innerhalb des Plangebietes ist
somit nicht erforderlich.
Zur Beurteilung der Geräuschimmissionen der derzeit bereits ansässigen Betriebe
auf die im Plangebiet vorgesehene und die in der Umgebung bestehende Wohn‐
bebauung wurden die Betriebe seitens des Immissionsgutachters zudem hinsicht‐
lich ihrer relevanten Nutzungen befragt. Berücksichtigt wurden dabei auch die
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vom: 19.02.2016

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

6.

noch zu 6:
eventuellen Planungsabsichten. Soweit verfügbar, wurden Messberichte und
Immissionsprognosen für im Plangebiet bestehende oder für mit der Planung von
Anlagen vergleichbaren Nutzungen verwendet. Die Ergebnisse auf der Grund‐
lage der von den ansässigen Firmen im Plangebiet angegebenen bestehenden
oder geplanten Nutzungen zeigen an allen Immissionsorten in der Umgebung die
Einhaltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte der Sechsten Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zum Bundes‐Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung
zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) zur Tag‐ und Nachtzeit. Es ergibt sich in allen
Bereichen des Mischgebietes und der derzeit im Gewerbegebiet zu Wohn‐
zwecken genutzten Gebäude im Plangebiet sowie in den außerhalb liegenden
Bereichen mit Wohnbebauung somit auch die Einhaltung der Orientierungswerte
zur Tag‐ und Nachtzeit. Die Orientierungswerte werden tags um mindestens 11
dB und nachts um mindestens 6 dB unterschritten. Aufgrund der derzeitigen
Nutzung der ehemaligen Kasernengebäude im Osten des Plangebietes zu Wohn‐
zwecken erfolgte hier zudem die Bewertung anhand der für Mischgebiet gelten‐
den Orientierungswerte. Aufgrund der sicheren Einhaltung der Orientierungswerte
bei Ansatz flächenbezogener Schalleistungspegel, wie auch der Einhaltung der
Immissionsrichtwerte für die derzeit bestehenden oder geplanten Nutzungen im
Plangebiet sind hinsichtlich des Schutzes vor gewerblichen Geräuschimmissionen
demnach keine textlichen Festsetzungen bzw. Kontigentierungen im Bebauungs‐
plan erforderlich.
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vom: 19.02.2016

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

7. Zu 7:
Der Anregung wurde im Rahmen des zum Entwurf des Bebauungsplanes erstellten
Immissionsgutachtens entsprochen.
In den Prognoseberechnungen wurden die relevanten gewerblichen Geräusch‐
entwicklungen innerhalb und außerhalb des Plangebietes berücksichtigt.
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vom: 02.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Bauordnungsamt

1. Zu 1:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Festsetzung zur Anrechen-
barkeit der privaten Grünfläche auf den zu begrünenden Freiflächenanteil wird
jedoch weiterhin festgehalten.
Weitergehende Regelungen werden in den städtebaulichen Vertrag zwischen der
Stadt Gießen und dem Investor des gesamten Wohnquartieres aufgenommen.
Danach wird der anzurechnende Grünflächenanteil auf das Gesamtgebiet
bezogen.
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vom: 15.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Bauordnungsamt

Zu 1:
Die Anregungen zu den planungsrechtlichen Festsetzungen wurden zum 2.
Entwurf des Bebauungsplanes in der Planung überwiegend berücksichtigt und die
angesprochenen Festsetzungen entsprechend angepasst.
An der Festsetzung zur Anrechenbarkeit der privaten Grünfläche auf den zu
begrünenden Freiflächenanteil wird jedoch weiterhin festgehalten. Weiter‐
gehende Regelungen werden in den städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt
Gießen und dem Investor aufgenommen.

Zu 2:
Die bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschrift zur Zulässigkeit von Anlagen zur
Nutzung solarer Strahlungsenergie sowie die Festsetzungen zu Werbeanlagen
wurden entsprechend angepasst.

1.

2.
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vom: 12.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
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vom: 12.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
Zu1:
Der Anregung zur Aufnahme eines Artenschutzrechtlichen Hinweises auf das
Vorkommen der Zauneidechse wird entsprochen.
Eine gezielte Nachsuche an sieben Terminen zwischen 10.05. und 31.07.2017
erbrachte den Nachweis nur einer subadulten Zauneidechse am südlichen Rand‐
bereich zum Krebsbach hin. Aufgrund der geplanten Bebauung werden in diesem
Bereich die Fortpflanzungs‐ und Lebensstätten zerstört. Weiterhin besteht die
Gefahr der Tötung von Tieren. Daher mussten die Tiere noch im Sommer/Herbst
2017 abgefangen und umgesiedelt werden. Ein entsprechender Antrag lag der
Unteren Naturschutzbehörde der Stadt Gießen vor und wurde genehmigt. Die
Zauneidechsen wurden auf die Hohe Warte in Gießen umgesiedelt
(Ausnahmegenehmigung vom 23.10.2017).

Zu 2:
Der Anregung zur Aufnahme eines Artenschutzrechtlichen Hinweis auf das
Errichten eines Artenschutzhauses im Geltungsbereich des Bebauungsplanes GI
03/09 Am Alten Flughafen I wird entsprochen.
Die Errichtung des Artenschutzhauses wurde in den Festsetzungen zum
Bebauungsplan Flughafen I aufgenommen.

Zu 3:
Der Anregung zur Änderung der Festsetzung Private Grünfläche in Öffentliche
Grünfläche wird nicht entsprochen.
Die private Grünfläche mit der „Zweckbestimmung Quartiersplatz“ sowie die
Anpflanzfläche 1 soll in erster Priorität für die Anwohner des Quartiers gestaltet
und nutzbar gemacht werden. Zusätzlich wird geprüft, ob die Fläche für die Ver‐
sickerung von Niederschlagwasser, welches auf den privat bebauten Flächen an‐
fällt, geeignet ist. Im städtebaulichen Vertrag wird jedoch die öffentliche Durch‐
gängigkeit für Fußgänger von der Meerweinstraße (Planstraße A) bis zur Focke‐

1.

2.

3.
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vom: 12.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

noch zu 3:
straße (Planstraße B) gewährleistet.
Die direkt südlich angrenzende öffentliche Parkanlage „Krebsbach“ wird mit
attraktiven Aufenthaltsbereichen zum Verweilen und zum Spielen sowie mit einer
naturnahen Gewässergestaltung angelegt und soll für Personen und Anwohner
des weiteren Wohn‐ und Arbeitsumfeldes zur Verfügung stehen.

3.
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vom: 12.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

Zu 4:
Der Anregung zur Überarbeitung der Freiraumkonzeption bzgl. der öffentlichen
Grünfläche Parkanlage „Krebsbach“ kann nicht umgestzt werden. Sie betrifft nicht
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Die Freiraumkonzeption für das Mischgebiet stellt lediglich verbindlich die
Anbindung an den öffentlichen Park dar. Die Gestaltung der Parkanlage sowie
die naturnahe Gestaltung des Bachlaufes obliegen dem Gartenamt.

4.
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vom: 12.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

Zu 5:
Der Anregung zur Aufnahme begrifflicher Ergänzungen zu den Festsetzungen
zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen wird teilweise entsprochen.
Die Begriffe „zertifiziertem“ und „fachgerecht“ werden ergänzt. Die Begriffe
„freiwachsend, „größtmögliche Beschattung“, „wirksam“ und innerhalb eines
Jahre sind rechtlich zu unbestimmt.

5.
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vom: 12.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

Zu 6:
Der Anregung zur Klarstellung der Festsetzung zur Gestaltung der Stellplätze wird
entsprochen.

Zu 7:
Der Anregung zur Ergänzung der klimatischen Auswirkungen in die Begründung
wird entsprochen.

Die Ergänzung erfolgt im Umweltbericht, der Bestandteil der Begründung
(Anlage) ist.

6.

7.
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vom: 12.10.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
Zu 1:
Der Anregung zur Aufnahme einer Festsetzung zur Erhöhung des Mindestbe-
grünungsanteils sowie zur Reduzierung der GRZ wird teilweise entsprochen.
Der zu begrünende Grundstücksflächenanteil wird auf 25 % festgesetzt, die GRZ
verbleibt bei 0,6. Die Festsetzungen ermöglichen eine optimierte wohnbauliche
Nachverdichtung bei Schaffung qualitativ hochwertiger Freiräume. Die qualitative
Ausgestaltung der Freiräume mit insgesamt 25 % Begrünungsanteil wird in einem
städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt Gießen und dem Investor vereinbart.

Zu 2:
Der Anregung zur Ergänzung der Erhaltungsfestsetzung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen wird gemäß der dendroökologischen Stellung-
nahme (Anlage 2) vom 12.10.2017 mit dem Wortlaut „dauerhaft zu entwickeln“
entsprochen.

Zu 3:
Der Anregung zur Ergänzung der Artenschutzrechtlichen Hinweise wird ent-
sprochen.

Zu 4:
Der artenschutzrechtliche Hinweis zum Vorkommen der Zauneidechse und des
Hausperlings wird berücksichtigt. Der Umweltbericht wird dement-sprechend
angepasst.
Im Plangeltungsbereich Teilgebiet II wurden im Sommer 2017 weitere Unter‐
suchungen der zum Abriss oder Umbau vorgesehenen Gebäude vorgenommen.
Es wurden keine Hinweise auf Fledermausquartiere festgestellt. Ebenso waren
zum Zeitpunkt der letzten Begehungen keine aktuell genutzten Nester von Vögeln
(Hausperling) an oder in den Gebäuden aufzufinden. An einem Gebäude waren
jedoch Spuren von vorjährigen Mauersegler‐Niststätten zu erkennbar. Als Ersatz‐

1.

2.

3.

4.
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

noch zu 4:
habitate wurde ein Artenschutzhaus mit insgesamt 24 Mauersegler Brutkammern
im Teilgebiet I (Freifläche östlich der Lilienthalstraße) errichtet. Zusätzlich enthält
das Artenschutzhaus noch 9 Kästen für Höhlenbrüter und 3 Fledermauskästen.
Die Errichtung des Artenschutzhauses wurde in den Festsetzungen zum Bebau‐
ungsplan Flughafen I aufgenommen.

Eine gezielte Nachsuche an sieben Terminen zwischen 10.05. und 31.07.2017
erbrachte den Nachweis nur einer subadulten Zauneidechse am südlichen
Randbereich zum Krebsbach hin. Aufgrund der geplanten Bebauung werden in
diesem Bereich die Fortpflanzungs‐ und Lebensstätten zerstört. Weiterhin besteht
die Gefahr der Tötung von Tieren. Daher mussten die Tiere noch im Sommer –
Herbst 2017 abgefangen und umgesiedelt werden. Ein entsprechender Antrag
lag der Unteren Naturschutzbehörde der Stadt Gießen vor und wurde genehmigt.
Die Zauneidechsen wurden auf die Hohe Warte in Gießen umgesiedelt
(Ausnahmegenehmigung vom 23.10.2017).



36

vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

Zu 5:
Der Hinweis zur Anpassung der Bebauungskonzeption wird nicht entsprochen.
Maßgebend sind die Festsetzungen des Bebauungsplanes. Die Bebauungskon‐
zeption dokumentiert einen Planungsstand, der sich bis zur tatsächlichen Um‐
setzung noch ändern kann. Der Erhalt der beiden Bäume wird im städtebaulichen
Vertrag zwischen der Stadt und dem Investor gesichert.

Zu 6:
Der Anregung zur Aufnahme einer Festsetzung von 9 anzupflanzenden Bäumen
im Osten des Plangebietes wird entsprochen.

Zu 7:
Der Anregung zur Aufnahme einer Festsetzung zu einer Fläche zum Anpflanzen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen wird nicht entsprochen.
Die aktuelle Bebauungskonzeption sieht hier eine Erweiterung der Tiefgarage mit
Tiefgaragenzufahrt vor, die die Bepflanzungsmöglichkeiten mit Bodenanschluss
stark eingeschränkt.

Zu 8:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Eine Vollkompensation des nur aus Plausibilitäs‐Gründen ermittelten Defizites ist
aufgrund der besonderen Situation und planungsrechtlichen Gebiets‐Einordnung
(weitergehend als Innenbereich) nicht erforderlich.
Bei der Anwendung der baurechtlichen Eingriffsregelung muss berücksichtigt
werden, dass der größte Teil des Plangeltungsbereiches bauplanungsrechtlicher
Innenbereich ist. Dies bedeutet, dass gemäß § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB Bau‐
rechte nach § 34 BauGB bestehen, so dass kein Ausgleichserfordernis im Sinne
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung besteht. Die Vermeidung erheblicher

5.

6.

7.

8.
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

noch zu 8:
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs‐ und Funktions‐
fähigkeit des Naturhaushaltes gemäß den in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a
BauGB bezeichneten Bestandteilen sind jedoch in der Abwägung zu berück‐
sichtigen (§ 1a Abs.3 Satz 1 BauGB).
Eine Bewertung der Belange des Arten‐ und Biotopschutzes (Tier, Pflanzen und
biologische Vielfalt) unter Einbezug artenschutzrelevanten Vermeidungs‐ und CEF
‐Maßnahmen erfolgte ausführlich in der Bestandserhebung von Biotoptypen,
Vegetation und Fauna (REGIOPLAN 2013), in der naturschutzfachliche Ausgleich‐
konzeption 1. Stufe (Regioplan, 2015) sowie in der konkreten Maßnahmen‐
planung zu den Maßnahmenflächen M3 und M4 (Regioplan, 2017). Dazu führt
der Gutachter aus, dass „Die Biotope des Untersuchungsgebietes überwiegend
von menschlichen Eingriffen und Standortveränderungen geprägt sind. So sind
auch die wertvolleren Bestände auf alten brachliegenden Schotterflächen zu
finden. Reste ehemaliger Wiesen sind überall durch frühere Bautätigkeit, Be‐
fahrung und Fehlnutzung beeinträchtigt. Die größeren Baumbestände, auch die
spontan angesiedelten, sind durch Störungen und fehlende Entwicklung aus Nach‐
barbeständen weitgehend artenarm und wenig naturnah, ausgenommen ein
eichenreicher Bestand im Nordosten. Auch die Gebüschgesellschaften werden
aufgrund des vorherrschenden Siedlungseinflusses bzw. ihrer Nähe zu Verkehrs‐
trassen und damit eingeschränkter ökologischer Funktion in ihrer Wertigkeit ab‐
gestuft. Störungsbedingte Abwertungen werden bei Grünland, Therophytenfluren
und Wärme liebenden Hochstauden nicht vorgenommen, da diese auf den
mageren und flachgründigen Standorten vergleichsweise artenreich ausgebildet
sind und die typischen Kleinlebewesen von Störungen weniger betroffen sind.“
Der Schwerpunkt dieser Ausgleichskonzeption lag im Aufzeigen erhaltenswerter
Biotopstrukturen, Stadt‐ und Landschaftsprägender Grünstrukturen und Einzel‐
bäume, naturschutz‐ und artenschutzfachlicher Entwicklungspotenziale sowie

8.
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

noch zu 8:
einer Vernetzung bedeutsamer Strukturen untereinander. Die Empfehlungen
wurden alle bis auf eine Ausnahme (zentrale Gehölzachse nördlich der Plan‐
straße A Stolzenmorgen) übernommen und festgesetzt.
Das hier genannte fehlende Defizit von 530.000 WP resultiert aus der
Anwendung des Biotopwertverfahrens der hessischen Kompensationsverordnung
und dient im Zuge der Bauleitplanung lediglich der Plausibilitätsüberprüfung. So
wird deutlich daraufhin gewiesen, dass es sich bei den naturschutz‐ und arten‐
schutzfachlichen Aufwertungspotenzialen nur um grobe Schätzungen handelt.
Ungeachtet des errechneten Defizits wird von einer ausgewogen Behandlung der
Belange des Arten‐ und Biotopschutzes unter Berücksichtigung der vorhandenen
Vorbelastungen und mit dem Ziel der Realisierung einer städtebaulich optimierten
Nachverdichtung ausgegangen.

8.
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
Zu 9:
Der Anregung zur Aufnahme einer Festsetzung zur Gestaltung der Stellplätze als
offenporig und begrünbar wird teilweise entsprochen.
Die große Stellplatzanlage im Mischgebiet 4 ist offenporig und begrünbar zu
gestalten und wird als klimatisch wirksam eingeschätzt. Die Gestaltung der Stell‐
plätze kleinerer und häufig frequentierter Stellplatzanlagen mit wasserdurch‐
lässigem Pflaster gewährleistet eine ansprechende Gestaltung und Barrierefreiheit
in direkter Nähe zu den Wohnhäusern.

Zu 10:
Der Anregung zur Erhöhung der Mindestsubstrathöhe auf den Tiefgaragen-
dächern von 30 cm auf 60 cm wird teilweise entsprochen.
Die Anpflanzfläche A1, die als nördliche Verlängerung der privaten Grünfläche
„Quartiersplatz“ zu sehen ist, wird mit einer Bodensubstrathöhe von mindestens
60 cm ausgestattet, um eine intensive Dachbegrünung und qualitativ hochwertige
Gestaltung zu gewährleisten. Die restlichen Tiefgaragenbegrünungen werden
extensiv auf einer 30 cm hohen Bodensubstratschicht angelegt. Sie ermöglicht die
Gestaltung mit Rasen, höheren Gräsern, Stauden und niedrigwüchsigen
Sträuchern. Das gesamte Gelände des Mischgebietes muss aufgefüllt werden,
damit der überwiegende Teil im Freispiegel zum südlich gelegenen Krebsbach
entwässern kann. Die notwendigen Geländeauffüllungen mit den erforderlichen
Bodensubstrathöhen auf den Tiefgaragendächern im Einklang mit einem barriere‐
freien Zugang zu den Wohngebäuden zu bringen, ist eine freiraumplanerische
Herausforderung. Eine weitere Erhöhung wird aus entwässerungstechnischer und
freiraumgestalterischer Sicht abgelehnt.

Zu 11:
Der Anregung zur Ergänzung bzw. Klarstellung des Hinweises zur Verwertung
von Niederschlagswasser wird entsprochen.

9.

10.

11.
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

Zu 12:
Der Anregung zur Ergänzung der klimatischen Auswirkungen in der Begründung
wird entsprochen.
Die Ergänzung erfolgt im Umweltbericht, der Bestandteil der Begründung
(Anlage) ist.

12.
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

Zu13:

Der Anregung zur Aufnahme der städtischen Satzung zur Verbesserung

von Stadtklima und – ökologie durch Bäume wird nicht entsprochen.

Die städtische Satzung gilt für den gesamten Stadtbereich und somit auch für den
Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

Zu14:

Der Anregung zur Klarstellung der Gestaltung der privaten Grünfläche

wird entsprochen.

Zu 15:

Der Anregung zur Ergänzung des Hinweises zum Baumschutz wird

teilweise entsprochen.

Die frühzeitige Einbindung des Amtes für Natur und Umwelt zu Maßnahmen des
Baumschutzes gewährleistet die aufgeführte Hilfestellung, so dass diese nicht
mehr explizit genannt werden muss.

Zu 16:

Der Anregung zur Ergänzung der Festsetzung zur Anpflanzung von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen wird teilweise ent­

sprochen.

Die Begriffe „offen, zu entwickeln und fachgerecht“ werden aufgenommen.
Der Begriff „heimisch“ wird nicht aufgeführt, da mit Bezug auf den Klimawandel
auch nicht heimische Bäume, die an Trocken‐ und Hitzestress besser angepasst
sind, gepflanzt werden sollen.

13.

14.

15.

16.
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vom: 19.05.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09" Am Alten Flughafen II" Abwägung der
Anregungen, die i. R. der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, der
Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, der eingeschränkten
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
Zu 17:
Der Anregung zur Ergänzung der Festsetzung zur Anpflanzung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen wird teilweise entsprochen.

Der Textvorschlag wird in den Hinweisen unter Baumschutz aufgenommen (siehe
auch zu 15)

Zu 18:
Der Anregung zur Streichung der Baumart aus den Artenempfehlungen wird
entsprochen.

17.

18.




